
Wir haben es mit 
einem beispiellosen 

Angriff auf die Freiheit 
und die Demokratie in 
unserem Land zu tun.

Maia Sandu, 
Präsidentin der Republik Moldau

Wahlbezirken nahe dem EU-Land 
Rumänien – also einer Gegend, in 
der man die Vorteile des EU-Beitritts 
unmittelbar beim Nachbarland se-
hen könnte. „Das Ergebnis des EU-
Referendums zeigt, dass die Gesell-
schaft in Moldau tief gespalten ist – 
ohne eine klare Richtungsentschei-
dung für Russland oder die EU“, 
sagt Andrea Wechsler (CDU) aus 
der EU-Moldau-Delegation. Sandu 
gehe deutlich geschwächt aus den 
Wahlen hervor. Angesichts der 
enormen Einflussnahme aus Mos-
kau müsse auch die EU sich deutlich 
besser schützen.

In den Wochen vor dem Referen-
dum und der Wahl hatte Russland 
seine Propaganda massiv ausge-
weitet, um den Ausgang zu beein-
flussen, beobachtete KAS-Expertin 
Triebel. Die Kampagnen sollten die 
EU diskreditieren, sagt sie. Häufig 
sei zu hören gewesen: Moldau wer-

Andrang in Moskau: Auch die in Russland lebenden moldauischen Staatsbür-
gerinnen und Staatsbürger konnten über den EU-Beitritt des Landes mitent-
scheiden. Foto: IMAGO/Kirill Kallinikov

Von Alisha Mendgen

Union zwischen Pest 
und Cholera
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Von Sven Christian Schulz

Erfolg der Manipulation
Mit dem EU-Referendum und der Präsidentschaftswahl in 
Moldau wollte Präsidentin Maia Sandu ihren proeuropäi-
schen Kurs stärken und die Bevölkerung hinter sich versam-
meln – und schlitterte in ein Desaster. Statt eines überwälti-
genden Sieges der EU-Befürworter sprachen sich nur 50 Pro-
zent für einen Beitritt aus. Das Land ist gespalten, weil die gi-
gantische Propagandamaschine aus Moskau seit Jahren auf 
Hochtouren läuft. Misstrauen, Lügen und Fake News haben 
dazu geführt, dass große Teile der ländlichen Bevölkerung 
beim EU-Referendum mit Nein gestimmt haben. In weit 
mehr als 100 000 Fällen überzeugten Bestechungsgelder aus 
Russland auch Unentschlossene, gegen den EU-Beitritt zu 
stimmen. Vielen ging es dabei nur um die 50 Euro, die sie er-
halten haben sollen. Für viele Moldauer eine große Summe.

Moldau befindet sich in einer brandgefährlichen Situa-
tion. In der EU wachsen die Zweifel, ob es sich lohnt, das 
Land auf seinem Weg in die Staatengemeinschaft zu unter-
stützen. Bislang ging man davon aus, dass eine deutliche 
Mehrheit der Bevölkerung proeuropäisch eingestellt ist und 
möglichst schnell der EU beitreten will. Das Ergebnis des Re-
ferendums dürfte nun aber von Kritikern genutzt werden, um 
die Annäherung Moldaus an die EU infrage zu stellen. Dass 
die unverhohlene Wahlbeeinflussung und die dreiste Propa-
ganda aufgegangen sind, dürfte im Kreml die Sektkorken 
knallen lassen. Moskau merkt, dass seine Manipulationen 
Erfolg haben und wird weiterhin alles daran setzen, die mol-
dauische Gesellschaft zu spalten und das Land zu destabili-
sieren. Die Wahl muss eine Warnung für den Westen sein. 
Denn was im kleinen Moldau erfolgreich war, wird Russland 
auch anderswo im großen Stil versuchen – mehr denn je.

Wenn CDU-Chef Friedrich Merz nicht aufpasst, 
droht ihm im nächsten Jahr um diese Zeit ein 
Scherbenhaufen. Ein Scherbenhaufen, für den 
Sahra Wagenknecht die Grundlage geschaffen 

hätte. Denn die Regierungsbildung im Osten hat das 
Potenzial, die CDU zu spalten – und damit auch die politi-
sche Karriere von Kanzlerkandidat Merz zu beenden. Die 
CDU-Führung muss dem BSW jetzt die roten Linien aufzei-
gen und die BSW-Landesparteien zur Abgrenzung von 
Wagenknecht drängen, um dieses Szenario zu verhindern.

Sahra Wagenknecht zeigt derzeit immer wieder, dass es 
ihr nicht um konstruktives Regieren in den Ländern geht. 
So ließ sie sich am Wochenende eine weitere Koalitionsbe-
dingung einfallen und forderte die Thüringer CDU auf, 
sich vom eigenen Bundesvorsitzenden zu distanzieren. 
Wagenknecht will einen Keil zwischen Bundes- und Lan-
despartei treiben. Thüringens CDU-Chef Mario Voigt ant-
wortete mit einem gemeinsamen Foto von sich und Merz 
und schrieb dazu: „Eine Union.“ Die Reaktion ist ein wich-
tiges Signal, wird aber die Gegner in der CDU nicht zufrie-
denstellen. Die Gruppe fürchtet um die Klarheit der Partei 
etwa zur Nato und zur Unterstützung der Ukraine. Sie geht 
auch davon aus, dass die CDU im Bund von einem Teil der 
Wählerinnen und Wähler abgestraft würde, wenn sie an 
der Stelle einknicken würde.

Trotz dieser schwierigen Gemengelage sollte die CDU 
versuchen, Koalitionen zu bilden. Ansonsten droht im Fall 
Thüringens die rechtsextreme AfD an die Macht zu kom-
men und Björn Höcke in die Staatskanzlei einzuziehen. Um 
Schaden von sich abzuwenden, darf sich die CDU nicht auf 
die Bedingungen Wagenknechts einlassen. Sonst droht ein 
zerstörerischer Streit in der Union, ein Wahlsieg von Merz 
wäre unwahrscheinlich. Wenn aber die CDU die BSW-Lan-
desparteien dazu bringt, Abstand zu Wagenknecht einzu-
nehmen, wäre die Lage für alle Beteiligten beherrschbar.

Es ist offensichtlich, dass die Interessen des BSW in den 
Ländern und im Bund auseinandergehen: Frontfrau Wa-
genknecht ist nur an der nächsten Bundestagswahl interes-
siert. Wenige Monate nach der Parteigründung in drei 
Bundesländern zu regieren, liegt nicht im Interesse Wa-
genknechts, die weiter aus der Opposition heraus agieren 
will.

Unter dem Strich ist es für die CDU eine Wahl zwischen 
Pest und Cholera. Bricht sie die Gespräche mit dem BSW 
ab, muss sie in Kauf nehmen, einem AfD-Ministerpräsiden-
ten in Thüringen den Weg zu ebnen. Geht sie dagegen den 
Weg der Regierungsbildung weiter, muss sie damit rech-
nen, dass Wagenknecht keine Ruhe geben wird. Letzteres 
wäre für die CDU allerdings eher auszuhalten – vorausge-
setzt, Wagenknecht würde von den eigenen Leuten einge-
hegt. Und genau danach sieht es aus.

Die Regierungsbildung im Osten hat 
das Potenzial, die CDU zu spalten.

Kein klares Votum: Moldaus Staatschefin Maia Sandu verfehlte bei der Präsidentenwahl eine absolute Mehrheit und muss in zwei Wochen gegen den 
prorussischen Kandidaten Alexandr Stoianoglo antreten. Foto: Vadim Ghirda/ap

wenn er zu Hause vor seinen Lands-
leuten vehement gegen Brüssel 
wettert. Die EU sei ein Friedenspro-
jekt, verhalte sich aber wie ein 
Kriegskabinett, sagte er in der ver-
gangenen Woche. Bei einer Umfra-
ge des Thinktanks Globsec gaben 
nur 40 Prozent der slowakischen 
Befragten an, dass sie den russi-
schen Angriff als Kriegsursache be-
trachten – eine der niedrigsten Zu-
stimmungen in der Region. Fico be-
fürwortet einen EU-Beitritt der 
Ukra­i­ne, unter keinen Umständen 
dürfe sie aber in die Nato.

Der slowakische Ministerpräsi-
dent – der Welt spätestens seit dem 
Schussattentat auf ihn vor einem 
halben Jahr bekannt – regiert der-
zeit in seiner vierten Amtszeit (von 
2006 bis 2010 und von 2012 bis 
2018). Nach fünfeinhalb Jahren in 
der Opposition war seiner Smer-
Partei im Oktober 2023 die Wieder-
wahl gelungen – mit einer prorussi-
schen Wahlkampfrhetorik und 

Stimmung gegen den Westen. In 
Brüssel hat sich der 60-Jährige da-
mit allerdings selbst ins Aus ma-
növriert: Die Visegrád-Gruppe 
(Polen, Tschechische Republik, 
Slowakei, Ungarn) ist mit Fico und 
Orban an der Spitze inzwischen 
Geschichte und hat damit auch 
ihren Einfluss eingebüßt. Kleinere 
Länder wie die baltischen Staaten 
und die nordischen Länder, die eng 
zusammenarbeiten, haben heute 
ein weitaus größeres Gewicht in 
der EU als Ungarn oder die Slowa-
kei. Orban setzt daher auf Vetos – 
und Fico? Aus Bratislava fürchtet 
Jörg Bergstermann, Landesvertre-
ter der Friedrich-Ebert-Stiftung 
(FES), dass sich der Politiker bald 
aus dem „Ideen- und Werkzeug-
kasten“ des ungarischen Präsiden-
ten bedienen könnte – „solange 
dies Mehrheiten verspricht“.

Medien unter Aufsicht
Im Mediensektor lässt sich das 
schon jetzt beobachten. In einer 
umstrittenen Reform hatte das Par-
lament im Juni ein Gesetz erlassen, 
wodurch der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk RTVS aufgelöst wurde. 
Der Sender heißt nunmehr STVR 
und untersteht einem Aufsichtsrat, 
dessen Mitglieder vom Parlament 
und dem Kulturministerium er-
nannt werden. „Das neue Manage-
ment hat bereits begonnen, Druck 
bei regierungsrelevanten Themen 
auszuüben, und wechselte die 
Hauptmoderatoren der politischen 
Diskussionsformate aus“, sagt So-
na Weissova. Sie war einst Teamlei-

terin der Auslandsredaktion bei 
RTVS-Radio. Aus Protest hat sie 
den Sender vor Kurzem verlassen. 
„Die Medienfreiheit in der Slowa-
kei ist in großer Gefahr“, sagt sie. 
Erst neulich schlug Fico die Grün-
dung einer staatlichen Medienauf-
sicht vor. Auch Eignungstests für 
Journalisten seien vorstellbar, 
meint der Regierungschef. Anfra-
gen dieser Zeitung an das slowaki-
sche Kulturministerium, den Rund-
funksender STVR und das Presse-
büro der slowakischen Regierung 
blieben dazu unbeantwortet.

Dabei war die Ära des Links-
populisten 2018 eigentlich schon 
für beendet erklärt worden. Da-
mals waren Tausende Slowaken 
nach dem Mord an dem Journalis-
ten Jan Kuciak und dessen Lebens-
partnerin auf die Straße gegangen. 
Der 27-Jährige hatte zu Korruption 
und organisiertem Verbrechen in 
politischen Kreisen recherchiert. 
Die Massenproteste führten 
schließlich zu Ficos Rücktritt.

Im August gingen erneut Tau-
sende Slowaken auf die Straße. 
Nicht jedoch, um gegen den Pre-
mier zu demonstrieren, sondern um 
dessen umstrittene Kulturministe-
rin Martina Simkovicova zum 
Rücktritt aufzurufen. Sie wurde 
von Ficos Regierungspartnerin, der 
rechtsnationalistischen Slowaki-
schen Nationalpartei (SNS), nomi-
niert. Durch ihre Reformen – so Ver-
treter der Kulturszene – entscheide 
die Regierung bereits, was auf die 
Bühne darf und was nicht. Das traf 
zu Monatsbeginn auch das Thea-

terstück einer angesehenen Regis-
seurin aus dem benachbarten 
Tschechien: Die Aufführung ihres 
Stücks wurde abgesagt, da es 
LGBTQIA+-Elemente beinhalte. 
Kurz zuvor war die progressive Par-
lamentsabgeordnete Lucia Plava-
kova aus dem Sitzungssaal geflo-
gen. Sie hatte sich geweigert, einen 
Sticker auf ihrem Laptop zu über-
decken: ein Regenbogenherz mit 
der Aufschrift „Zone der Inklu-
sion“. Nach Ansicht des Parla-
mentspräsidenten sei dies als poli-
tische „Werbung“ aufzufassen.

Der Ministerpräsident schweigt 
zu solchen Angelegenheiten. Im 
Gegenzug beglückwünscht er sei-
ne Regierungsvertreter für Aktio-
nen, die in den Augen von Exper-
ten klare Fehltritte darstellen. So 
wie jüngst im Fall des Abgeordne-
ten Peter Kotlar. Ihn hatte die Re-
gierung mit einer Untersuchung 
des Pandemiemanagements be-
auftragt. Dabei gilt Kotlar als Co-
vid-Leugner. Bei der Vorstellung 
seines Berichts bezeichnete er 
mRNA-Impfstoffe als Biowaffen, 
die verboten werden sollten. Die 
Pandemie sei „erfunden“.

Auch in Wien, eine Autostunde 
westlich von Bratislava, beobachtet 
man die Entwicklungen in der Slo-
wakei mit Sorge. So weiß Daniel 
Martinek, wissenschaftlicher Mit-
arbeiter am Institut für den Donau-
raum und Mitteleuropa (IDM): „Zu 
den ersten Maßnahmen der Fico-
Regierung gehörte die Änderung 
des Strafgesetzbuches. Sie brachte 
die Abschaffung der Sonderstaats-

anwaltschaft, die eigentlich Kor-
ruption auf höchster politischer 
Ebene untersuchen sollte, geringe-
re Strafen für Wirtschaftskriminali-
tät und Korruption, sowie kürzere 
Verjährungsfristen.“

Sauer stößt Beobachtern auch 
die Schließung der Polizeisonder-
einheit Naka auf. Warum Fico sich 
ihrer und der Sonderstaatsanwalt-
schaft entledigte, ist für Zuzana 
Petkova vom Verein Zastavme ko-
rupciu (Stoppen wir Korruption) of-
fensichtlich: „Es war Rache. Weil 
die Behörde anfing, gegen ihn und 
seine engen Freunde zu ermitteln.“ 
Voriges Jahr habe die Smer-Partei 
die Macht mit dem Versprechen zu-
rückerlangt, das Leben aller Slo-
waken zu erleichtern. „Dabei ha-
ben sie sich bisher nur selbst und 
ihren Oligarchen geholfen“, so Pet-
kova.

Nationalismus, ein Maulkorb für 
Journalisten, eine scheinbar über-
mächtige Politclique: Droht die Slo-
wakei ein zweites Ungarn zu wer-
den? Darüber herrscht nach einem 
Jahr Fico-Regierung geteilte Mei-
nung. Korruptionsbekämpferin 
Petkova sieht ihre Heimat bereits 
„auf dem gleichen Weg wie 
Ungarn unter Viktor Orban“. 

Wichtiges Geld aus Brüssel
FES-Vertreter Bergstermann hin-
gegen erwartet „keinesfalls eine 
ungarische Entwicklung“: Nicht 
nur, weil Fico für die Abschaffung 
des Rechtsstaats eine Zweidrittel-
mehrheit im Parlament fehle, auch 
weil er mit einer „sehr kritischen 
Öffentlichkeit“ konfrontiert sei. 
„Wir sprechen hier nicht von einer 
Einbahnstraße Richtung Buda-
pest“, meint auch Daniel Sitera, 
Politologe am tschechischen Insti-
tut für internationale Beziehungen 
(IIR). Wie weit Bratislava demokra-
tisch abdriftet, darüber entscheide 
neben den Slowaken auch die EU. 
Am Ende geht es vor allem ums 
Geld: Die Slowakei ist auf die Mil-
liarden aus Brüssel angewiesen, 
eine Eskalation und ein dauerhaf-
tes Einfrieren der Gelder will Fico 
um jeden Preis verhindern.

Die EU-Kommission beobachtet 
die Entwicklungen in der Slowakei 
genau. Sie will ein „Ungarn-Szena-
rio stoppen“, berichtet Kristina 
Chlebakova von der Denkfabrik 
Europeum in Prag. Einige Gelder 
habe Brüssel bereits vorüberge-
hend eingefroren, das betreffe den 
Post-Covid-Aufbauplan NextGe-
nerationEU. Derzeit stimme Fico 
die Slowaken auf weitere mögliche 
Streichungen von EU-Geldern ein. 
Dazu setze er, ähnlich wie Orban, 
auf ein Brüssel-kritisches Narrativ, 
wonach einzelne Länder für selbst-
ständiges Denken und Handeln 
bestraft würden, so Chlebakova. 
Zugleich ist die Expertin aber über-
zeugt: Brüssel werde keine drasti-
schen Maßnahmen gegen die Slo-
wakei ergreifen, solange Fico die 
EU-Linie mitträgt, insbesondere 
mit Blick auf die benachbarte Ukra­-
i­ne. „Das ist ein Spiel, welches Fico 
als gerissener und erfahrener Poli-
tiker sehr gut beherrscht.“

Zwei Männer, eine Richtung: Ungarns Ministerpräsident Viktor Orban (links) und der slowakische Ministerpräsident Robert Fico in Brüssel. Foto: J. ROOSENS/dpa

A
ls die Dame aus der 
Personalabteilung an 
seine Tür klopfte, flan-
kiert von zwei Hünen, 
öffnete Matej Drlicka 
im Morgenmantel. Er 

hatte sich für den Tag krankgemel-
det. Nachdem die drei weg waren, 
hatte er keinen Job mehr. Doch 
auch unter anderen Bedingungen, 
meint der ehemalige Direktor des 
slowakischen Nationaltheaters, 
wäre seine Kündigung fragwürdig 
gewesen. 

Drlicka ist nicht der Einzige, der 
seine Arbeit verloren hat. Neben 
ihm mussten auch die Direktoren 
der Nationalgalerie und des Natio-
nalmuseums sowie etliche weitere 
Kulturverantwortliche gehen. Ziel 
sei es laut Kritikern, die erfahrenen 
Vertreter durch regierungstreue 
Funktionäre zu ersetzen. Die mas-
sive Entlassungswelle sorgt in den 
vergangenen Wochen immer wie-
der für Ummut über die Regierung 
von Ministerpräsident Robert Fico. 
„Er genießt, dass die Kultur leidet“, 
ist Drlicka überzeugt. Ein Blick auf 
das vergangene Jahr zeigt: Der 
Kultursektor ist nur eine der Bau-
stellen, an denen Fico und seine Re-
gierungspartner die Demokratie 
untergraben.

Russland als „Friedensbringer“
Roh und nationalistisch sei die Kul-
turszene seit Ficos Wiederwahl vor 
einem Jahr geworden, meint Drlic­-
ka. Damit stehe der Sektor stellver-
tretend für die gegenwärtige Poli-
tik der Slowakei – auch mit Blick 
auf den Krieg im Nachbarland 
Ukra­i­ne. Die obersten Vertreter der 
Regierungskoalition hätten Russ-
land als „Friedensbringer“ be-
schrieben, Ursache des fortdauern-
den Kriegs sei ihrer Ansicht nach 
die Ukraine. Umso zynischer wirkt 
da der der jüngste Besuch des Euro-
paabgeordneten und Fico-Verbün-
deten Lubos Blaha in Moskau. Slo-
wakischen Medienberichten nach 
wollte er dort einen „Friedensplan“ 
präsentieren. Auch Premier Fico 
spielt mit dem Gedanken, zum Jah-
restag des Endes des Zweiten Welt-
kriegs im kommenden Jahr nach 
Russland zu reisen. „Wenn der 
Krieg während der Amtszeit dieser 
Regierung endet, werde ich alles 
Mögliche tun, um die wirtschaftli-
chen und standardmäßigen Bezie-
hungen mit Russland wiederherzu-
stellen“, betont er.

Die slowakische Gesellschaft ist 
tief gespalten. Als Populist versteht 
Fico es, zu polarisieren. Unter dem 
Motto „Keine weitere Kugel“ strich 
er der Ukraine die Waffenlieferun-
gen; zugleich aber lässt er weiter 
private Rüstungshilfe zu. Anders 
als Ungarns Ministerpräsident Vik-
tor Orban spielt Fico auf EU-Ebene 
aber nicht mit einem Veto bei der 
Ukraine-Hilfe oder den Sanktionen 
gegen Russland, um für sich Vortei-
le herauszuhandeln. Zum Erstau-
nen vieler EU-Diplomaten trägt er 
die Beschlüsse in Brüssel mit, auch 

Von Markus Schönherr 
und Sven Christian Schulz 

Sie haben sich bisher 
nur selbst und ihren 
Oligarchen geholfen.

Zuzana Petkova,
 Verein Zastavme korupciu 
(Stoppen wir Korruption) 
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Moldaus nächster Schritt 
Richtung Europa 

In einem Referendum votiert trotz 
russischer Einflussnahme eine 

hauchdünne Mehrheit für einen EU-
Beitritt. Präsidentin Sandu muss in zwei 

Wochen in die Stichwahl.

Brüssel. Noch in der Nacht gab Mol-
daus Präsidentin Maia Sandu eine 
Erklärung ab. Massenhaft habe es 
Wahlfälschungen beim EU-Refe-
rendum und der Präsidentschafts-
wahl gegeben, sagte die 52-Jährige. 
300 000 Stimmen seien mit Millio-
nenbeträgen von kriminellen Grup-
pierungen mit Hilfe aus dem Aus-
land gekauft worden. „Wir haben es 
mit einem beispiellosen Angriff auf 
die Freiheit und die Demokratie in 
unserem Land zu tun“, prangerte 
Sandu an.

Woher die Attacken auf die De-
mokratie in der Ex-Sowjetrepublik 
kamen, musste sie gar nicht erst er-
wähnen. Seit Jahren unterwandert 
Russland mit gezielter Propaganda 
und der Finanzierung russlandna-
her Parteien, Kandidaten und Kam-
pagnen den proeuropäischen Kurs 
der Regierung in Chisinau. Schon in 
den Wochen vor der Abstimmung 
sind nach Angaben der Polizei Be-
stechungsgelder in Höhe von 
14 Millionen Euro an 130 000 mol-
dauische Bürger und Bürgerinnen 
gezahlt worden, damit sie gegen 
eine Verankerung des EU-Beitritts 
in der Verfassung stimmen. Vor al-
lem in ärmeren Gegenden sollen 
viele mit Bargeld oder einer Über-
weisung auf russische Bankkonten 
gelockt worden sein.

Eine Stimme für 50 Euro
„Den Menschen, die ihre Stimme 
für 50 Euro verkauft haben, ging es 
einfach ums Geld“, sagt Brigitta 
Triebel, die das Auslandsbüro der 
Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) 
in Moldau leitet. Die meisten seien 
nicht überzeugt, dass Putin ein bes-
serer Partner für Moldau wäre. Bei 
einem Durchschnittslohn von weni-
gen Hundert Euro und einer hohen 
Arbeitslosigkeit gehe es vielen 
schlichtweg ums Überleben.

Am Ende sprachen sich etwas 
mehr als 50 Prozent für einen Beitritt 
zur EU aus, die notwendige Mehr-
heit ist damit hauchdünn erreicht. 
„Unsere Zukunft wird nun in der 
Verfassung verankert“, erklärte 
Sandu. Dass es überhaupt eine 
knappe Mehrheit gab, lag offenbar 
an den Stimmen von moldauischen 
Staatsbürgern im Ausland. In Mol-
dau selbst befürworteten nur die Be-
wohner in der Hauptstadt Chisinau  
und in den umliegenden Bezirken 
einen Beitritt zur EU. Im Norden 
Richtung Ukraine waren die meis-
ten gegen den Beitritt, ebenso in 

de es nie in die EU schaffen, der EU-
Beitritt bedeute den Eintritt in den 
Ukraine-Krieg und bei einem Bei-
tritt werde das Land an Ausländer 
verkauft und Migranten aus 
Deutschland nach Moldau ge-
bracht. „Fast jeden Tag gab es ein 
neues Narrativ, das den Menschen 
Angst machen sollte.“ Besonders 
beunruhigend sind jedoch Meldun-
gen der Sicherheitsbehörden, wo-
nach Personen in Russland trainiert 
worden sein sollen, um Unruhe zu 
stiften und die Menschen aufzuwie-
geln. Etwa 100 sogenannte Schläfer 
wurden in der letzten Woche festge-
nommen.

EU rügt „Einschüchterung“
Die EU verurteilte Russlands Einmi-
schung scharf. „Die Abstimmung 
fand unter beispielloser Einmi-
schung und Einschüchterung durch 
Russland statt, mit dem Ziel, die de-
mokratischen Prozesse in der Repu-
blik Moldau zu destabilisieren“, 
sagte ein Sprecher der EU-Kommis-
sion am Montag in Brüssel. Natür-
lich erhalte Moldau auch weiterhin 
Unterstützung beim Beitritt zur EU.

Wenige Tage vor dem Referen-
dum hatte EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen Mol-
dau besucht. Im russischsprachi-
gen, moldauischen Fernsehen, das 
von vielen Menschen in Moldau 
verfolgt wird, wurde Sandu als Pup-
pe in den Händen von der Leyens 
bezeichnet. Auch Bundeskanzler 
Olaf Scholz war vor zwei Monaten 
dort. Dem Referendum habe das 
aber nicht geholfen, sagen Beob-
achter. In den Dörfern und den klei-
nen Städten kommt von den Staats-
besuchen nichts an. Auch die vielen 
EU-Mittel für den Bau von Straßen 
und die Sanierung der Schulen 
konnte bei vielen bisher kein positi-
ves Bild von der EU zeichnen. 

Wohin Moldau nun steuert, ent-
scheidet sich in zwei Wochen. Dann 
findet die Stichwahl der Präsident-
schaftswahlen statt. Die prowestli-
che moldauische Präsidentin Sandu 
hatte mit 42 Prozent der Stimmen 
die absolute Mehrheit verfehlt. Sie 
muss sich am 3. November gegen 
den prorussischen Kandidaten Ale-
xandr Stoianoglo (26 Prozent) 
durchsetzen. EU-Wahlbeobachter 
Tobias Cremer (SPD) kritisiert die 
russische Einflussnahme und Mani-
pulation. Es sei nun umso wichtiger, 
in den nächsten zwei Wochen bis zu 
Stichwahl sicherzustellen, dass 
Russlands illegale Bedrohungs- und 
Manipulationsversuche aufhörten. 

Von Sven Christian Schulz
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Wie viel Orban steckt in Fico? 
Robert Fico ist seit nunmehr gut einem Jahr erneut slowakischer Ministerpräsident. Als Premier verfolgt er autokratische 

Bestrebungen und hält gute Kontakte nach Russland. Ist das Land auf dem gleichen Weg wie Ungarn? 
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